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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des G, vertreten durch DDr. M, Rechtsanwalt, der gegen den Bescheid

der Disziplinaroberkommission für Landeslehrer an allgemeinbildenden und an ö=entlichen Berufsschulen beim Amt

der Salzburger Landesregierung vom 10. Dezember 2001, Zl. 3-DOKL/Ha/5-2001, betre=end Verhängung der

Disziplinarstrafe der Entlassung, erhobenen Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss

gefasst:

Spruch

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht stattgegeben.

Begründung

Mit dem im Instanzenzug ergangenen, vor dem Verwaltungsgerichtshof angefochtenen Bescheid der belangten

Behörde vom 10. Dezember 2001 wurde über den Beschwerdeführer gemäß § 70 Abs. 1 Z 4 LDG 1984 die

Disziplinarstrafe der Entlassung verhängt.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die zur hg. Zl. 2002/09/0006 protokollierte Beschwerde. Mit dieser Beschwerde ist

ein Antrag verbunden, ihr aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. Begründet wird dieser Antrag mit dem Vorbringen, es

würde sonst der Zweck der Beschwerde vereitelt und durch die faktische allfällige rechtswidrige Entlassung würde dem

Beschwerdeführer ein hoher Autoritätsverlust (bei Kindern und Eltern) und auch "ein großer Gnanzieller Nachteil, der

dem Verlust der Existenz gleichzusetzen wäre", zugefügt. Zwingende ö=entliche Interessen stünden einer Bewilligung

der aufschiebenden Wirkung "o=enkundig nicht entgegen". Dritten Personen könnten keine Nachteile aus der

Bewilligung erwachsen.

file:///
https://www.jusline.at/entscheidung/35823


Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Beschwerdeführers die aufschiebende

Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, insoweit dem nicht zwingende Interessen entgegenstehen und nach Abwägung

aller berührten Interessen mit dem Vollzug oder mit der Ausübung der mit dem Bescheid eingeräumten Berechtigung

durch einen Dritten für den Beschwerdeführer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde über den Beschwerdeführer rechtskräftig die Disziplinarstrafe der Entlassung

verhängt. Dieser Ausspruch bedarf keiner Vollstreckung. Das Dienstverhältnis des Beschwerdeführers ist damit bereits

aufgelöst, weshalb die Möglichkeit, dass mit der AuIösung des Dienstverhältnisses "zugewartet" werden könnte, nicht

besteht. Einem Vollzug zugängliche Folgen des angefochtenen Bescheides, die durch die begehrte Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung für die Dauer des Beschwerdeverfahrens hinausgeschoben werden könnten, bestehen nicht,

weshalb die begehrte Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung im vorliegenden Fall keine erkennbaren

Auswirkungen hätte. An der Stattgebung eines Aufschiebungsantrages, die keine Auswirkung in der Wirklichkeit hat,

kann kein Rechtsschutzbedürfnis bestehen. Die eingetretene formell rechtskräftige Beendigung des

Disziplinarverfahrens kann durch Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 30 Abs. 2 VwGG jedenfalls nicht

mehr beseitigt werden (vgl. hiezu etwa die hg. Beschlüsse vom 14. September 1994, Zl. AW 94/09/0046, und vom

10. November 1994, Zl. AW 94/09/0069).

Der zulässige Inhalt einer Provisorialmaßnahme gemäß § 30 Abs. 2 VwGG besteht jedenfalls nicht in einer positiven

Rechtsgestaltung oder Rechtseinräumung (vgl. insoweit den hg. Beschluss vom 25. Juni 1979, Slg. NF Nr. 9889/A). Der

Verwaltungsgerichtshof verneint in ständiger Rechtsprechung bei Beschwerden gegen Disziplinarerkenntnisse, mit

denen ein Beamter entlassen wurde, die Möglichkeit der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 30 Abs. 2

VwGG auch deshalb, weil damit ein für den Fall der Abweisung der Beschwerde auIösend bedingtes ö=entlich-

rechtliches Dienstverhältnis eigener Art gescha=en würde, dessen Rechtswirkungen, gleichviel welchen Ausgang das

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof nimmt, im Nachhinein nicht mehr aufzuheben wäre. Zur Scha=ung

derartiger, dem Dienstrecht der ö=entlich-rechtlichen Bediensteten fremden Dienstverhältnisse ist der

Verwaltungsgerichtshof - in Stattgebung eines Aufschiebungsantrages - nicht berechtigt (vgl. hiezu etwa den Beschluss

vom 5. Mai 2000, Zl. AW 2000/09/0029, und die darin angegebenen weiteren Nachweise).

Selbst wenn Beschwerden betre=end Fälle der Aberkennung subjektiv-ö=entlicher Rechte als einer Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung zugänglich erachtet würden (vgl. hiezu etwa den hg. Beschluss vom 15. April 1999,

Zl. AW 99/09/0010, mit zahlreichen Beispielen), könnte dennoch der zulässige Inhalt der Provisorialmaßnahme gemäß

§ 30 Abs. 2 VwGG nicht in positiver Rechtsgestaltung oder Rechtseinräumung bestehen (vgl. insoweit den hg. Beschluss

vom 25. Juni 1979, Slg. NF Nr. 9889/A). Es wäre Sache des Beschwerdeführers gewesen in seinem Antrag solche ihm

drohende Nachteile darzutun, die durch andere als in Rechtsgestaltung oder Rechtseinräumung bestehenden

Provisorialmaßnahmen abgewendet werden können und derart einem Aufschub im Sinn des § 30 Abs. 2 VwGG

zugänglich sind. Derartige Nachteile werden in der Beschwerde nicht behauptet.

Der Beschwerdeführer hat des weiteren - im Hinblick auf seine nicht dargestellten Vermögensverhältnisse - demnach

auch nicht hinreichend dargelegt, inwiefern für ihn der Entfall von Bezügen während des verwaltungsgerichtlichen

Verfahrens einen unverhältnismäßigen Nachteil darstellt (vgl. zur diesbezüglichen KonkretisierungspIicht den

Beschluss eines verstärkten Senates vom 25. Februar 1981, Slg. NF Nr. 10 381/A, sowie auch den hg. Beschluss vom

21. August 2000, Zl. AW 2000/09/0055).

Bei seinem Vorbringen, zwingende ö=entliche Interessen stünden einer Bewilligung "o=enkundig" nicht entgegen, lässt

der Beschwerdeführer unberücksichtigt, dass er als Klassenlehrer rechtskräftig strafgerichtlich wegen des Verbrechens

des sexuellen Missbrauchs von Unmündigen und des Vergehens des Missbrauchs eines Autoritätsverhältnisses

verurteilt wurde und diese beiden Verbrechen den Gegenstand des sachgleichen vorliegenden Disziplinarverfahrens

bilden. Inwiefern derart der Tätigkeit des Beschwerdeführers als Klassenlehrer zwingende ö=entliche Interessen nicht

entgegenstehen und inwieweit der schon durch die strafgerichtliche Verurteilung eingetretene Verlust an Autorität bei

Kindern und Eltern noch "aufgeschoben" werden könnte, vermag der Beschwerdeführer nicht nachvollziehbar

darzutun.

Dem Antrag war daher nicht stattzugeben.

Wien, am 5. März 2002
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